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(Mr. 12647.) Geſetz über die Unterhaltung und den weiteren Ausbau des Stettiner Hafens. Vom 
22. September 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


\ $1. 

Das Staatsminiſterium wird ermächtigt: a 

a) als Beitrag zum Geſellſchaftsvermögen der „Stettiner Hafengemeinſchaft“ in Stettin, 
in der ſich der Preußiſche Staat und die Stadt Stettin zu einer Geſellſchaft bürger— 
lichen Rechtes vereinen ſollen, den Betrag von 200 000 000 Mark — zweihundert 
Millionen Mark — zu verwenden; 1 

bp) für den weiteren Ausbau des Stettiner Hafens einen Betrag bis zu 120 000 000 000 Mark 
T einhundertzwanzig Milliarden Mark — nach Maßgabe des von dem zuſtändigen 
Miniſter feſtzuſtellenden Planes zu verwenden; 

e) auf das Stammkapital der „Stettiner Hafenbetriebsgeſellſchaft“ mit beſchränkter Haftung 
in Stettin, die vom Preußiſchen Staate, der Stadt Stettin und der Korporation der 
Kaufmannſchaft zu Stettin gegründet werden ſoll, eine Stammeinlage von 60 000 000 Mark 
— ſechzig Millionen Mark — zu leiſten. 8 


9 2. 2 

4) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im $1 bewilligten Summen eine 
Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. 
Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Die 
Anleihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des für den Anleihezweck 
aufgenommenen Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten 
Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen 
ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung dieſer Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen 
verrechneten Beträge anzuſetzen. 

E) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 

(8) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörigen Zinsſcheine und Wechſel 
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können auch ſämtlich oder teilweife auf ausländische oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis 
auf ins und ausländiſche Währung ſowie im Auslande zahlbar, ferner auch auf Einheiten von 
Sachwerten (Tonnen Kali, Zentner Roggen uſw.) geſtellt werden. 

() Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

(5) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechfel beſtimmt find, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der Um- 
lauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Umlaufsfähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins- oder Diskontſatz, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter; ihm bleibt im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für die Zahlung im Ausland überlaſſen. 5 
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8 . 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 22. September 1923. 


Segel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Siering. 


(Nr. 12648.) Geſetz für die Bewilligung von Staatsmitteln zur Erſchließung der Elbinſel Wilhelmsburg. 
f i Vom 24. September 1923. 5 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


SE 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, für die Erſchließung der Elbinſel Wilhelmsburg 
und zwar: i f 
8 a) für den Ausbau des Reiherſtiegs und der Nethe einen Betrag von 56 Milliarden Mark 
(ſechsundfünfzig Milliarden Mark), 
p) für den Bau eines Kanals im Oſtteile der Inſel einen Betrag von 44 5 » 
(vierumdvierzig Milliarden Mark) 


(einhundert Milliarden Mark) 
nach Maßgabe der von dem zuſtändigen Miniſter feſtzuſtellenden Pläne zu verwenden. 


zuſammen ... . 100 Milliarden Mark 


3 
% 
2 


Sn 
92. 


()) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der Mittel für die im § 1 erwähnten 
Aufwendungen eine Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldver⸗ 
schreibungen aufzunehmen. Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staats, 
ſchulden übertragen. Die Anleihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des 
für den Anleihezweck aufgenommenen Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen 
zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet 
werden. Als erſparte Zinſen find 5 vom Hundert der zur Tilgung dieſer Anleihe aufgewendeten 
oder auf bewilligte Anleihen verrechneten Beträge anzuſetzen. 


(e) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 

(3) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel 
können auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis 
auf in- und ausländiſche Währung ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

() Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 


() Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden. = 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt find, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der Um 
lauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte be⸗ 
ginnen, mit dem die Umlaufsfähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

() Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins, oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter; ihm bleibt im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für die Zahlung im Ausland überlaſſen. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 0 
Berlin, den 24. September 1923. 
ve, Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Siegel) Braun. v. Richter. Siering. 
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(Nr. 12649.) Geſetz über die Abänderung von Gerichtsgemeinſchaftsverträgen. Vom 26. September 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


SL. 

Der nachſtehend abgedruckte Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Thüringen über die Bezirke 
der gemeinſchaftlichen Landgerichte in Meiningen und Rudolſtadt vom 10./16. Juli 1923 wird 
genehmigt. 9 2 i 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1923 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 26. September 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Für den Juſtizminiſter; 
Braun. Siering. 


Staatsvertrag 


zwiſchen Preußen und Thüringen über die Bezirke der gemeinſchaftlichen Landgerichte 
in Meiningen und Rudoljtadt. 

Preußen und Thüringen haben vorbehaltlich der verfaſſungsmäßig erforderlichen Genehmigung mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1923 folgende Anderungen der Staatsverträge über die gemeinſchaftlichen Land- 
gerichte in Meiningen und Rudolſtadt ſowie über die gemeinſchaftlichen Schwurgerichte beſchloſſen: 

81 
8 . 

Artikel 1 des Vertrags, betreffend die Errichtung eines gemeinſchaftlichen Landgerichts zu Meiningen, 
vom 17. Oktober 1878 wird dahin geändert: 

Der Bezirk des gemeinſchaftlichen Landgerichts in Meiningen beſteht aus den preußiſchen Amtsgerichts⸗ 


bezirken Brotterode, Schleuſingen, Schmalkalden, Steinbach Hallenberg und Suhl ſowie aus den thüringiſchen 


Amtsgerichtsbezirken Eisfeld, Heldburg, Hildburghauſen mit der Abteilung Themar, Meiningen, Oſtheim 
vor der Rhön, Römhild, Salzungen, Schalkau, Sonneberg, Steinach, Waſungen und Zella-Mehlis. 
8 2. 
Artikel 1 des Vertrags, betreffend die Errichtung eines gemeinſchaftlichen Landgerichts zu Rudolſtadt, 
vom 17. Oktober 1878 wird dahin geändert: g 
Der Bezirk des gemeinſchaftlichen Landgerichts in Rudolſtadt beſteht aus den preußiſchen Amtsgerichts: 
bezirken Ranis und Ziegenrück ſowie aus den thüringiſchen Amtsgerichtsbezirken Gräfenthal, Kahla, Königſee, 


Lobenſtein, Oberweißbach, Pößneck, Rudolſtadt, Saalfeld mit der Abteilung Leutenberg und Stadtilm. 


8.3. | 
Der Vertrag, betreffend die Errichtung gemeinſchaftlicher Schwurgerichte zu Gera und Meiningen, vom 
11. November 1878 und ſeine Nachträge werden aufgehoben. f | 


Berlin, den 16. Juli 1923. Weimar, den 10. Juli 1923. 
Namens des Preußiſchen Staatsminiſteriums 5 Thüringiſches Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Der Juſtizminiſter. Giegel.) Herman. 
In Vertretung: g 
Fritze. 
9 Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichs druckerei. 


Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


